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Stadt Detmold  

 
Bekanntmachung des Entwurfs der Haushalts-
satzung für das Haushaltsjahr 2019 
 

I. 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.01.2018 (GV. NRW. S. 90) hat der Rat der Stadt 
Detmold mit Beschluss vom                    folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019, der 

die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehen-
den Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlun-
gen und zu leistenden Auszahlungen und notwendi-
gen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 

 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf    230.261.928 € 
 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf                   
231.777.029 € 

 

im Finanzplan mit 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der lau-
fenden Verwaltungstätigkeit auf          216.676.932 € 
 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der lau-
fenden Verwaltungstätigkeit auf          217.094.747 € 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der In-
vestitionstätigkeit auf                             13.374.228 € 
 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der In-
vestitionstätigkeit auf                             34.288.220 € 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf                     23.374.258 € 
 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf                     13.184.266 € 
 

festgesetzt. 
 
 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme 

für Investitionen erforderlich ist, wird auf 
 

20.589.992 € 
 

festgesetzt. 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-
gungen, der zur Leistung von Investitionsauszah-

lungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

29.688.434 € 

 

festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage 

aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses 
im Ergebnisplan wird auf  

 

1.515.101 € 
 

festgesetzt.  
 

§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditäts-

sicherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf 
 

55.000.000 € 

 
festgesetzt.  
 

§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden 

für das Haushaltsjahr 2019 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer: 
 

1.1 für die land- und forst- 
 wirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf 217 v.H.  
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf 550 v.H.  
 
2.  Gewerbesteuer: 
 auf   446 v.H.  

 
 

§ 7 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen sowie  

Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen, die auf gesetzlicher oder vertragli-

cher Grundlage beruhen, sind im Sinne des § 83 
GO NRW erheblich, wenn sie mindestens 25.000 € 

betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie 
im Einzelfall den Betrag von 15.000 € überschreiten, 

davon ausgenommen sind die internen Leistungs-
verrechnungen und bilanzielle Abschreibungen im 
Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplan-
mäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die im 
Zusammenhang mit  
- dem Jahresabschluss oder  
- der Umsetzung des NKF oder  

- finanzneutralen Änderungen von Sachkonten aus 
finanzstatistischen Gründen oder 
- finanzneutralen Mittelumschichtungen zwischen 
den Organisationsbereichen  
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- bei Strukturänderungen der Verwal-
tung oder 

- im Bereich der Personalwirtschaft  
erforderlich werden.  
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungser-
mächtigungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetz-

licher oder vertraglicher Grundlage beruhen, sind 
als erheblich anzusehen, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 150.000 € betragen. 

Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflich-
tungsermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie 
im Einzelfall mehr als 50.000 € betragen. 

 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlun-
gen sowie Verpflichtungsermächtigungen bedür-

fen der vorherigen Zustimmung des Rates. Im Übri-
gen sind die über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungser-
mächtigungen dem Rat zur Kenntnis zu bringen, 
sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 €. 

 
 

§ 8 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 

Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 
Absatz 1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen 
innerhalb der einzelnen Organisationsbereiche mit 
Ausnahme 
 

- der Verfügungsmittel sowie 
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen 

(z. B. bilanzielle Abschreibungen, interne 
Leistungsverrechnungen etc.) 

 

jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht 
andere Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 
GemHVO (siehe auch „Verzeichnis der Produkt-
sachkonten und Aufträge mit Deckungsvermerken“ 
[gelbe Seiten]) bestehen. Das Gleiche gilt für Ein- 
und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätig-
keit. 
 

Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlun-
gen/Auszahlungen innerhalb der kostenrechnenden 
Einrichtungen werden zu jeweils gesonderten Bud-
gets verbunden. 
 

Innerhalb der Budgets sind die Summe der Erträge 
und die Summe der Aufwendungen für die Haus-
haltsführung verbindlich. 
 

Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven 
Teil des Finanzplanes gilt das „Verzeichnis der 
Produktsachkonten und Aufträge mit Deckungsver-
merken“.  
 

Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb 
eines Produktbudgets werden gem. § 13 Absatz 2 
GemHVO für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der 
im § 3 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamt-
betrag der Verpflichtungsermächtigungen darf nicht 
überschritten werden. 
 

§ 9 

Ausweis von Investitionen in Teilfinanzplänen 
 

Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von 
Investitionsmaßnahmen im Teil-finanzplan nach § 

4 Absatz 4 GemHVO wird, bezogen auf den Ge-
samtausgabe-bedarf von Einzelmaßnahmen, 
grundsätzlich auf 250.000 € festgesetzt.  

 
§ 10 

Stellenplan 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-
Vermerk: 
 

kw.-Vermerk: Die Stelle entfällt beim Ausschei-
den des Stelleninhabers. 
 

ku.-Vermerk: Die Stelle ist nach Ausscheiden des 
Stelleninhabers umzuwandeln. 
 

Die im Stellenplan ausgewiesenen Planstellen der 
Beamten und Tarifbeschäftigten können vorüberge-
hend auch mit Beschäftigten der jeweils anderen 
Beschäftigtengruppe besetzt werden. 
 
Detmold, 11.09.2018            Detmold, 11.09.2018   Detmold, 11.09.2018 

aufgestellt: bestätigt: 
  

 
Hilker  Heller Heller 
( Kämmerer )  ( Bürgermeister ) 
  
 

II. 
Bekanntmachung des Entwurfs der Haushalts- 

satzung für das Haushaltsjahr 2019 

 
Aufgrund des § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.01.2018 (GV. NRW. S. 90) wird bekannt ge-
macht, dass der Entwurf der Haushaltssatzung der 
Stadt Detmold für das Haushaltsjahr 2019 mit 
Haushaltsplan und Anlagen während der Dauer des 
Beratungsverfahrens (bis zur beschließenden Sit-
zung des Rates) während der Dienststunden im 
Fachbereich 1 Zentrale Aufgaben – Finanzen und 
Steuern – der Stadtverwaltung Detmold in 32756 
Detmold, Bielefelder Straße 1, 2. Obergeschoss, 
Zimmer 201 zur Einsicht öffentlich ausliegt. 
 
Einwendungen können innerhalb einer Frist vom  
26.10.2018 bis 15.11.2018 (14 Werktage) von Ein-
wohnern oder Abgabepflichtigen erhoben werden. 
 
Die Einwendungen können schriftlich oder zur Nie-
derschrift während der Dienststunden bei der Stadt 
Detmold, 32756 Detmold, Bielefelder Straße 1, 2. 
Obergeschoss, Zimmer 201 erhoben werden. 
 
Detmold, den 04. Oktober 2018 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
Heller ( Bürgermeister ) 


